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HDE warnt vor
Pleitewelle
Berlin. Der Handelsverband HDE
fordert schnelle Nachbesserungen
bei den geplanten Corona-Hilfs-
maßnahmen der Bundesregierung.
„Wir sehen die Gefahr, dass die
Kreditbewilligung durch die Banken
zu lange dauert“, sagt HDE-Haupt-
geschäftsführer Stefan Genth. Er
fordert etwa Soforthilfen auch für
Unternehmen mit mehr als zehn
Mitarbeitern, Zuschüsse zu Miet-
kosten und Erleichterungen beim
Zugang zu Kfw-Krediten. lz 13-20

STAATSHILFEN

Corona beschäftigt
Wettbewerbshüter
Bad Homburg. Auch die Wettbe-
werbszentrale muss sich mit der
Pandemie befassen, weil manch ei-
ner versucht, mit der Angst Ge-
schäfte zu machen. „Einige Anbie-
ter verstoßen gegen geltendes
Recht, mit vollmundigen Aussagen
wie `Corona-Infektion: Wie wir uns
mit Vitalpilzen schützen können‘,
Lutschpastillen gegen Viren“, sagt
Reiner Münker, Chef der Wettbe-
werbszentrale. Krankheitsbezogene
Aussagen sind in der Werbung für
Lebensmittel verboten. lz 13-20 

UNL AUTERE WERUNG

Brüssel verschiebt
„Farm to Fork“
Brüssel. Die EU-Kommission veröf-
fentlicht ihre Strategie „Vom Hof
auf den Tisch – Für nachhaltige Le-
bensmittel“ (From Farm to Fork/
F2F) voraussichtlich erst am 29.
April. Eigentlich wollte Gesund-
heitskommissarin Stella Kyriakides
das Papier diese Woche vorstellen;
Corona kam dazwischen. Mit F2F
werden Lebensmittelrechts-The-
men adressiert, die jahrelang in den
Schubladen lagen, etwa: die obliga-
torische Herkunftskennzeichnung
oder Nährwertprofile. lz 13-20

LEBENSMITTELRECHT

BGH verwirft
Rechtsbeschwerde 
Karlsruhe. Der Bundesgerichtshof
hat die Rechtsbeschwerden der
Franz Wiltmann GmbH & Co. KG
und von Wolfgang Ingold gegen
das Urteil des Oberlandesgerichts
Düsseldorf im sogenannten Wurst-
kartellverfahren zurückgewiesen.
Damit ist das Bußgeld in Höhe von
6,5 Mio. Euro gegen das Unterneh-
men wegen Preisabsprachen
rechtskräftig. „Wir bedauern das
Urteil und akzeptieren es“, kom-
mentiert Ingold den Richterspruch
gegenüber der LZ. be/lz 13-20

WURSTKARTELL

Umwelthilfe mahnt
trotz Corona-Krise ab
Frankfurt. Die Deutsche Umwelt-
hilfe (DUU) verschickt trotz Coro-
na-Krise weiterhin Abmahnungen.
„Die DUH hält es für nötig, Testbe-
sucher in unsere Märkte zu schi-
cken, um Verstöße gegen die Ener-
gieverbrauchskennzeichnungsver-
ordnung zu ahnden“, empört sich
ein Justiziar eines international täti-
gen Handelsunternehmen gegen-
über dem Shopbetreiber-Blog. Die
beanstandeten Label waren ver-
deckt oder zu klein. lz 13-20
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ARBEITSRECHT
Während der Lebensmittelhandel
händeringend Mitarbeiter sucht, um
den Kundenansturm zu bewältigen,
sind viele Beschäftigte im Nonfood-
Handel und der Gastronomie von
Kurzarbeit betroffen und müssen
Lohneinbußen hinnehmen. 

Aldi und McDonald’s verkündeten
vergangene Woche eine Personalpart-
nerschaft, die es den Mitarbeiten der
Fast-Food-Kette ermöglicht, befristet
zu den bei Aldi üblichen Konditionen
beim Discounter eingestellt zu wer-
den, wenn sie es wollen. Holger
Beeck, Vorstandsvorsitzender von
McDonald’s Deutschland, spricht von
einer „Win-Win-Situation“ für die Be-
schäftigten und die Unternehmen. 

Ein solches Verleihen von Mitarbei-
tern ist nach Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetz üblicherweise nur mit ei-
ner entsprechenden Genehmigung zu-
lässig. „Es gibt jedoch eine Ausnahme,
wenn die Überlassung zur Vermeidung
von Kurzarbeit oder Entlassungen
dient und die Arbeitgeber im selben
Wirtschaftszweig tätig sind“, erläutert
Andrea Panzer-Heemeier. Allerdings
müssen die Tarifverträge der Unter-
nehmen eine solche Überlassung er-
lauben. Die Arbeitsrechtsexpertin der
Kanzlei Arqis appelliert an den Gesetz-
geber, diese Voraussetzung in der Co-
rona-Krise auszusetzen. Alternativ und
in der Zwischenzeit dürfte eine derar-
tige Überlassung auch als „gelegentli-
che“ Überlassung zulässig sein, so
Panzer-Heemeier. Das Bundesarbeits-
ministerium arbeitet derzeit an einer
Auslegungshilfe hierzu.

Meldet ein Unternehmen Kurzar-
beit an, rät sie, neben dem Antrag bei
der Arbeitsagentur sicherheitshalber
auch eine Entschädigung nach Infekti-
onsschutzgesetz zu beantragen. Es gibt
derzeit unterschiedliche Auffassungen
dazu, ob die amtlich angeordneten Ge-
schäftsschließungen von diesem Ge-
setz erfasst werden. Generell hält es
die Arbeitsrechtsexpertin aufgrund der
Fürsorgepflicht des Arbeitgebers für
geboten, Mitarbeiter ins Home-Office
zu schicken, soweit dies möglich ist.

INSOLVENZRECHT
Am Montag hat das Bundeskabinett ei-
nen Gesetzentwurf zur Abmilderung
der Folgen der Corona-Krise im Zivil-,
Insolvenz- und Strafrecht beschlossen.
Der Entwurf soll noch in dieser Woche
(nach Redaktionsschluss ) vom Bun-
destag verabschiedet werden. Mit dem
Gesetz wird die Insolvenzantrags-
pflicht zunächst bis zum 30. Septem-
ber ausgesetzt. „Wenn die Überschul-
dung oder Zahlungsunfähigkeit auf der
Covid-19-Pandemie beruht, muss kein
Insolvenzantrag gestellt werden“, er-
läutert Andreas Kleinschmidt von
White & Case die Folge. Dies wird
grundsätzlich vermutet, wenn zum
Stichtag 31. Dezember noch keine
Zahlungsunfähigkeit bestand.

KARTELLRECHT
Das Netzwerk der europäischen Kar-
tellbehörden (ECN) hat am Montag ei-
ne gemeinsame Erklärung veröffent-
licht, die weitreichende Kooperationen

zwischen Wettbewerbern zur Gewähr-
leistung der Versorgungssicherheit er-
laubt. Die Handreichung der ECN wur-
de weltweit von den Kartellbehörden
aufgegriffen. „Bislang wurde schon ein
Informationsaustausch zwischen Un-
ternehmen sehr streng verfolgt. Solche
und andere Formen der Zusammenar-
beit werden nun erleichtert, soweit sie
der Versorgungssicherheit dienen“,
sagt Michael Holzhäuser, Kartellrechts-
experte der Kanzlei Ashurst. Ein Aus-
tausch etwa über Produktions- und La-
gerkapazitäten sowie Abverkaufszahlen
wird in Abstimmung mit dem Kartell-
amt möglich. „Es muss dabei aber im-
mer um die Vermeidung von Engpäs-
sen gehen, nicht etwa um den Abbau
von Überkapazitäten“, betont Kartell-
rechtsexperte Holzhäuser.

Bereits Ende letzter Woche zeigte
sich auch das Bundeskartellamt offen
für Hilfestellungen: „Das Kartellrecht
erlaubt weitgehende Kooperationen
zwischen Unternehmen, wenn es dafür
– wie in der aktuellen Situation – gute
Gründe gibt. Wir stehen für jedes Ge-
spräch mit den Unternehmen, Verbän-
den und der Politik zur Verfügung“,
sagte Behördenchef Andreas Mundt.

MIETRECHT
Das Maßnahmenpaket der Bundesre-
gierung greift auch ins Mietrecht ein.
Zwischen dem 1. April und dem 30.
Juni 2020 dürfen Mietverträge nicht

gekündigt werden, wenn der Zah-
lungsverzug auf die Pandemie zurück-
zuführen ist. Die Änderung gilt auch
für gewerbliche Mietverträge, aller-
dings bleiben die Mieten zur Zahlung
fällig. Ab dem 30. Juni könnte bei Zah-
lungsverzug gekündigt werden. In ei-
ner gemeinsamen Erklärung fordern
der Deutsche Städte- und Gemeinde-
bund, der Deutsche Industrie- und
Handelskammertag und der HDE,
auch die Gewerbemieten von größeren
Unternehmen in den Blick zu nehmen
– etwa beim geplanten Krisenfonds für
Härten im Immobilienbereich.

VERTRAGSRECHT
Eine zentrale Rechtsfrage in der ge-
samten Lebensmittelwirtschaft ist ak-
tuell das Thema Lieferfähigkeit und
etwaige Vertragsstrafen. „Hierbei gilt
es immer in den jeweiligen Vertrag zu
schauen“, sagt Sonja Schulz, Partnerin
der Kanzlei Zenk Rechtsanwälte.
Wenn eine sogenannte „Force Majeu-
re-Klausel“ vereinbart wurde, kann
dies von Lieferverpflichtungen und
Vertragsstrafen befreien. Das AG
Augsburg hat beispielsweise bereits
2004 den SARS-Virus im Reiserecht
als einen solchen Fall der „Höheren
Gewalt“ anerkannt (Az.: 14 C 4608/
03). Für aktuell anstehende Kontrakt-
verhandlungen empfiehlt Schulz un-
bedingt, eine Corona-Klausel aufzu-
nehmen.

VERSICHERUNGSRECHT
Böse Überraschungen warten auf Un-
ternehmer, die sich im Falle von Ge-
schäftsschließungen eine Schadensre-
gulierung von einer Betriebsunterbre-
chungs-Versicherung erhoffen. „Sol-
che Policen greifen in der Regel nur bei
Sachschäden, etwa durch einen Brand
oder Ähnliches“, erläutert Sara Vanetta
von White & Case. Auf der sicheren
Seite sind Unternehmen, die eine All-
Risk-Police mit Schutz vor Infektions-
krankheiten abgeschlossen haben.

VERWALTUNGSRECHT
Bei aller Einsicht in die Notwendigkeit
von staatlichen Maßnahmen wie Ge-
schäftsschließungen, Kontaktverboten
oder Ausgangssperren wird auch der
Ruf nach einer streng rechtsstaatlichen
Vorgehensweise lauter. „Wer eine
Schließungsanordnung erhält, sollte
dies in jedem Fall juristisch prüfen las-
sen“, rät Sonja Schulz, schon um et-
waige Entschädigungsansprüche zu si-
chern. Die Gesundheitsämter seien auf
die jetzige Situation ebenfalls nicht
vorbereitet. Es werde vermutlich noch
viele Streitigkeiten geben. Auch der
Lebensmittelrechtsexperte Alfred
Meyer warnt vor vorauseilendem Ge-
horsam. „Vielfach wird gar nicht mehr
nach der Rechtsgrundlage gefragt“,
kritisiert der Anwalt. In der Lebens-
mittelwirtschaft herrsche Unsicherheit
darüber, welche Betriebe zur „kriti-
schen Infrastruktur“ zählen. Dabei sei
klar, dass die gesamte Branche vom
Verpackungshersteller bis zum Logisti-
ker dazugehöre: „Auch Schokolade ist
fraglos systemrelevant“, betont Meyer. 

ZIVILPROZESSRECHT
Auch Gerichtstermine werden derzeit
aufgeschoben. In dringenden Fällen
soll ein Rechtsschutz laut Richterbund
aber gewährleistet bleiben. „Unter an-
derem einstweilige Verfügungsanträge
müssen in der Krise möglich bleiben“,
sagt Oliver Löffel von der Kanzlei Löf-
fel Abrar. Derweil erwägt das politi-
sche Berlin, eine Regelung entspre-
chend der früheren „Gerichtsferien“
einzuführen. be/gmf/pk/lz 13-20

Recht im Ausnahmezustand
Die Corona-Krise wirft in ganz unterschiedlichen Rechtsbereichen zahlreiche Fragestellungen auf – Eine Übersicht

Frankfurt. Kontaktverbot, Aus-
gangssperren, Geschäftsschließun-
gen und Lieferengpässe stellen
Unternehmen und Juristen vor
neue Fragestellungen. Ein Über-
blick über die wichtigsten Themen
– vom Arbeitsrecht über das Ver-
trags- und Versicherungsrecht bis
zum Zivilprozessrecht. 

Virus im Zentrum: Viele Rechtsbereiche sind von der Corona-Pandemie erfasst.
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Die derzeitige Ausnahmesituation
bringt für Unternehmen ein hohes
Informationsbedürfnis zu allen
Rechtsfragen rund um Corona mit
sich. Tagesaktuelle Informationen
finden sich: 

� Im Newsletter „Corona Rechts-
information“ der juristischen Fach-
zeitschrift „Betriebs-Berater“ , die

wie die LZ in der dfv Mediengruppe
erscheint. 
Kostenfrei zu abonnieren: http://
corona.betriebs-berater.com

� Auf der Internetseite www.einzel-
handel.de/coronavirus des Handels-
verbandes HDE

� Auf www.lebensmittelzeitung.net

Aktuelle Rechtsinformationen zu Corona

» Auch Schokolade ist
fraglos systemrele-
vant «

Prof. Dr. Alfred Meyer, Meyer
Rechtsanwälte


